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Antrag 154/II/2022 AG Selbst Aktiv Berlin

Disability Mainstreaming und Disability Budgeting

Beschluss:

Realisierung in der und durch Bundespolitik sowie die Berliner Landes- und Bezirkspolitik vorantreiben

 

Disability Mainstreaming ist ein Konzept, das darauf abzielt, die Belange von Menschen mit Beeinträchtigungen in ihrer Viel-

falt umfassend und in allen Politikbereichen mitzudenken. Die Teilhabe aller Menschen in ihrer Vielfalt in allen Bereichen

zu ermöglichen, ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Infolgedessen ist sie mit den entsprechenden notwendigen und

auskömmlichen finanziellen, personellen und sächlichen Ressourcen (Disability Budgeting) im Bundeshaushalt als auch den

Länder- und Kommunalhaushalten zu beschließen.

 

Von unseren sozialdemokratischen Amtsträger*innen auf Landes- und Bezirksebene, von unseren Abgeordneten im Berliner

Abgeordnetenhaus und in den Bezirksverordnetenversammlungen fordern wir:

 

• eine entsprechend deutliche umfangreiche und nachweisliche Unterlegung der finanziellen, personellen und sächlichen

Ressourcen im Berliner Landeshaushalt als auch in den bezirklichen Haushalten,

• bei der Haushaltsplanung zur Unterlegung von finanziellen, personellen und sächlichen Ressourcen auch die Rolle des

Landes/der Bezirke als öffentliche Auftraggeber und als Zuwendungsgeber mit einzubeziehen.

 

Vergleichbares fordern wir von unseren Amts- und Mandatsträger*innen auf Bundesebene und im Deutschen Bundestag.

 

Zwar liegenmit den Konzepten zu Gender Mainstreaming/Gender Budgeting konzeptionelle Vorlagen und erfahrungsbasier-

te Praxisanleitungen vor. Unstrittig ist, dass diese Konzepte in allen Politikfeldern sowohl im Hinblick auf Gesetzesverfahren

als auch Projektentwicklungen und entsprechender Mittelvergabe von der Planungsphase bis zur Implementierung, Überwa-

chung und Auswertung noch verbessert werden können.

 

Damit das Konzept Disability Mainstreaming /Disability Budgeting gut implementiert wird, fordern wir

• anwendungsorientierte Forschungsaufträge zur systematischen Implementierung und Umsetzung,

• die Stärkung des Ansatzes des „Universal Design“ bzw. des „Design for all“ von Anfang bei öffentlichen Einrichtungen,

Dienstleistungen und Aufträgen.

 

Die Einbeziehung von Selbstvertreter*innen in ihrer Vielfalt und ihren vielfältigen Kommunikationserfordernissen ist gemäß

der Devise „Nichts über uns ohne uns“ für uns Sozialdemokrat*innen dabei selbstverständlich.

Überweisen an

AG Fraktionsvorsitzende, AG Sozialdemokratischer Bezirksbürgermeister, AH Fraktion, Bundesparteitag 2023, Senat

Stellungnahme(n)

Stellungnahme Senat 2024:

Wie aus demAntrag deutlich wird, handelt es sich um Fragestellungen, die gleichermaßen an alle Politikbereiche gerichtet ist.

Alle Ressorts sind dazu aufgerufen, die Querschnittsfragen der Behindertenpolitik stets mitzudenken und in allen Entschei-

dungen zu Berücksichtigen.
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Zu erwähnen als ressortübergreifender Aspekt, dass die SenASGIVAmit demDeutsche Institut für Menschenrechte (DIMR) im

Rahmen im Austausch ist. Das DIMR schlägt ein mehrstufige Normenprüfverfahren vor, um die Belange von Menschen mit

Behinderungen innerhalb der Gesetzgebungsprozesse institutionalisiert ausreichend zu berücksichtigen.

Beschluss des BPT 2023:

Überweisung an die SPD-Bundestagsfraktion
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